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Beschlüsse des Corona-Gipfels + Kritik an Corona-Politik und 
Forderung der Geschäftsöffnung: 
 

Bund und Länder verlängern die Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie bis 
zum 18. April. Das ist das Ergebnis einer Videokonferenz von Bundeskanzlerin Angela 
Merkel mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder. Kanzlerin Merkel 
verwies darauf, dass die Fallzahlen exponentiell ansteigen - vor allem auch durch das 
Vordringen der ansteckenderen Virusvariante B.1.1.7. "Wir sind in der dritten Welle. Die 
Lage ist ernst", so die Kanzlerin. Um eine Phase der Osterruhe zu entwickeln, sollen 
Gründonnerstag und Ostersamstag Ruhetage mit weitgehenden Kontaktbeschränkungen 
werden. Es gelte dann an fünf Ostertagen das Prinzip "Wir bleiben zu Hause". 

Regeln bis zum 18. April  
Die Verlängerung der bisher bestehenden Kontaktbeschränkungen bis zum 18. April heißt 
konkret: Private Treffen sind mit maximal fünf Personen aus zwei Haushalten möglich, 
wobei Kinder bis 14 Jahre nicht mitgezählt werden. Beim Einkaufen und im ÖPNV müssen 
OP-Masken oder Masken der Standards KN95 oder FFP2 getragen werden. Arbeitgeber 
müssen Beschäftigten Homeoffice ermöglichen - überall dort, wo es möglich ist. Auf private 
Reisen und Besuche, die nicht notwendig sind, soll verzichtet werden. 

 

Notbremse  
Bund und Länder waren sich einig: Die kürzlich vereinbarte "Notbremse" bei gestiegenen 
Infektionszahlen muss konsequent umgesetzt werden, um dem Infektionsgeschehen Einhalt 
zu gebieten. 

Das bedeutet: Steigt die 7-Tage-Inzidenz in einem Bundesland oder einer Region an drei 
aufeinanderfolgenden Tagen auf über 100, treten die strengeren Kontaktbeschränkungen in 
Kraft, die bis zum 7. März galten. Damit müssen sich private Kontakte wieder auf eine 
Person außerhalb des eigenen Hausstandes beschränken, allerdings werden Kinder bis 14 
Jahre nicht mitgezählt. Auch Öffnungen des Einzelhandels, von Museen, Zoos oder 
Sportanlagen müssen wieder rückgängig gemacht werden. 

Durch zusätzliche Maßnahmen soll dafür Sorge getragen werden, dass die 
Neuinfektionszahlen wieder verlässlich sinken. In Landkreisen mit einer 7-Tage-Inzidenz 
von über 100 sollen deshalb weitergehende Schritte umgesetzt werden - etwa Schnelltests 
in Bereichen, in denen Abstandhalten oder konsequentes Maskentragen erschwert sind, 
Ausgangs- oder verschärfte Kontaktbeschränkungen. 

 

Gründonnerstag und Ostersamstag Ruhetage 
Bund und Länder wollen die Ostertage nutzen, um durch eine mehrtägige, sehr 
weitgehende Reduzierung aller Kontakte das exponentielle Wachstum der dritten Welle zu 
durchbrechen. Deshalb sollen Gründonnerstag, 1. April 2021, und Ostersamstag, 3. April 
2021, Ruhetage mit weitgehenden Kontaktbeschränkungen werden. 

Damit gilt über Ostern an fünf zusammenhängenden Tagen das Prinzip "Wir bleiben zu 
Hause". Private Zusammenkünfte sind in dieser Zeit im Kreis der Angehörigen des eigenen 
Hausstandes und mit einem weiteren Haushalt möglich, jedoch auf maximal fünf Personen 
beschränkt. Kinder bis 14 Jahre werden dabei nicht mitgezählt. Paare gelten als ein 
Haushalt. Ansammlungen im öffentlichen Raum werden grundsätzlich untersagt und die 
Außengastronomie wird während der fünf Tage geschlossen. 

 

 



 

 

 

 

Bund und Länder haben sich darüber hinaus unter anderem auf diese Regelungen geeinigt: 

• Auf Reisen verzichten. Es gilt weiterhin der Appell, auf nicht zwingende notwendige 
Reisen zu verzichten - auch über die Osterfeiertage. 

• Flächendeckende Tests in Schulen und Kitas. Die Testungen von Beschäftigten in 
Schulen und Kitas und von Schülerinnen und Schülern werden weiter ausgebaut. 
Ziel sind zwei Testungen pro Woche. 

• Testangebote in Betrieben. Unternehmen sollen nach wie vor - wo möglich - 
Homeoffice ermöglichen. Wo dies nicht möglich ist, sollen sie den in Präsenz 
Beschäftigten regelmäßige Testangebote machen. 

• Besuchsmöglichkeiten in Pflegeheimen erweitern. Mit den weitreichenden 
Impfungen in Alten- und Pflegeeinrichtungen können unter anderem 
Besuchsmöglichkeiten erweitert werden, bei konsequenter Umsetzung von 
Hygiene- und Testkonzepten. 

• Modellprojekte ermöglichen. In den Ländern und einzelnen Regionen sollen zeitlich 
befristete Modellprojekte möglich sein - mit strengen Schutzmaßnahmen und einem 
Testkonzept -, um einzelne Bereiche des öffentlichen Lebens zu öffnen. 

Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen und -chefs der Länder wollen sich am 
12. April erneut beraten. 

Hier zum Download die Beschlüsse: 

https://www.bundesregierung.de/resource/blob/997532/1879672/2854753dbc7549432db7f0
bba94e8c0f/2021-03-22-mpk-data.pdf?download=1 

 
Handel kritisiert Corona-Politik und fordert Öffnung der Geschäfte 
 
Mit scharfer Kritik reagiert der Handelsverband Deutschland (HDE) auf den heute erneut 
faktisch verlängerten Lockdown für den Einzelhandel. Nach wie vor konzentriere sich die 
Corona-Politik ausschließlich auf die Inzidenzen und honoriere nicht ausreichend, dass die 
Ansteckungsgefahren im Einzelhandel auch von Experten als niedrig beurteilt werden. Nach 
einer aktuellen HDE-Umfrage vom vergangenen Wochenende sehen sich nach fast 100 
Tagen Lockdown 54 Prozent der Bekleidungshändler in Insolvenzgefahr.  
 
„Bund und Länder agieren nur noch im Tunnelmodus. Die alleinige Fixierung auf die Corona-
Inzidenzwerte wird der komplexen Lage nicht gerecht. Die Maßnahmen müssen sich an den 
wissenschaftlichen Fakten orientieren und die zeigen, dass die Infektionsgefahr beim 
Einkaufen niedrig ist“, so HDE-Hauptgeschäftsführer Stefan Genth. Es sei deshalb höchste 
Zeit, die entsprechenden Schlussfolgerungen zu ziehen und alle Geschäfte unter Einhaltung 
strikter Hygienekonzepte wieder zu öffnen. Als kontraproduktiv sieht der HDE die Schließung 
auch der Lebensmittelhändler am Gründonnerstag. Das führe zu erhöhtem Kundenandrang 
am vorhergehenden Mittwoch und dem folgenden Samstag. „Den Lebensmittelhandel mit 
seinen nachweislich hervorragend funktionierenden Hygienekonzepten symbolisch für einen 
Tag zuzumachen, hilft im Kampf gegen die Pandemie nicht weiter“, so Genth.  
 
Der nun schon beinahe seit 100 Tagen andauernde Lockdown hinterlässt derweil tiefe 
Spuren im Nicht-Lebensmittelhandel. So zeigt die neueste HDE-Umfrage unter knapp 1.000 
Händlern, dass sich 54 Prozent der Bekleidungshändler und 58 Prozent der Händler mit 
Schuhen und Lederwaren in Insolvenzgefahr sehen. „Nach einem Jahr mit Corona ist die 
Lage bei vielen Händlern verzweifelt, vielerorts gibt es keine Hoffnung mehr, diese Krise 
wirtschaftlich überstehen zu können. Deshalb muss die Politik endlich eine realistische 
Perspektive geben“, so Genth. Die HDE-Umfrage zeigt, dass die Umsatzverluste in der 
vergangenen Woche im Vergleich zu 2019 weiterhin enorm sind. So machten die 
geschlossenen Geschäfte in den Innenstädten 63 Prozent weniger Umsatz als vor zwei 



Jahren. Die Läden, bei denen Einkauf mit Terminvereinbarung möglich war, verzeichneten 
ein Minus von knapp einem Drittel. Mit knapp einem Fünftel im Minus landeten die 
Geschäfte, die mit Begrenzung der Kundenzahl geöffnet hatten.  
 
„Die Politik muss zurückfinden zu angemessenen und ausgewogenen Maßnahmen unter 
Berücksichtigung der tatsächlichen Infektionsrisiken“, so Genth weiter. Dazu müsse auch der 
angekündigte Ausbau der Coronahilfen gehören. Wichtig sei, dass die Forderung des HDE 
nach zusätzlichen Hilfen für die weiter geschlossenen Einzelhandelsunternehmen gestern 
beschlossen wurde und jetzt zügig umgesetzt werde. Die derzeitige Überbrückungshilfe 
finde nach wie vor zu selten und zu langsam den Weg zu den notleidenden Unternehmen. 

 

Bitte informieren Sie sich auch stets über die Regelungen in Ihrem Bundesland: LänderRegeln  

 


